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[Beklagte und Revisionsklägerin9
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Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 24° Februar 1971 durch

Bundesrichter Dr° K r e b S
- Vorsitzender a?

Bundesrichter S p i e l m e y e r9

Bundesrichter Schroeder—Printzen9

Bundessozialrichter B ü b s t e c k und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Köln vom 25° März l968 wird

zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht-

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚ g„; u n d e_. .... .w.--—-—-...—......»... ..

Die Klägerin — freiberuflich tätige Hebamme — leistete

am 6° Dezember 1966 auf Veranlassung des St„ Josef”

Hospitals in Beuel (künftig: Krankenanstalt) in dessen
Räumen Hilfe bei der Entbindung der Frau Karin BC:X::3e

E13: (BD)° Sie begehrt von der beklagten Krankenkasse?
die für Frau B° Familienwochenhilfe ($ 205 a der Reich3w
versicherungsordnung wRVO— aF) zu gewähren hatte9 Zahw

lung der gesetzlichen Gebühren gemäß 5 576 a RVG ioVom°

@@1 Buchst° a (Pauschalsatz B) und 5 Abso 1 Buchsto b
der Verordnung über die von den Krankenkassen den frei“

beruflich tätigen Hebammen für Hebammenhilfe zu zahlen=

den Gebühren iodoFo vom 270 Dezember 1966 „HebGVON

(BAnz 1966 Nr° 245)o

Die Beklagte verweigert die Zahlung: Die Krankenanstalt

sei ihr gegenüber vertraglich verpflichteta bei statio—

närer Behandlung und Wöchnerinnenheimpflege Hebammenw

hilfe bereitzustelleno Als "Erfüllungsgehilfin" der
Krankenanstalt habe die Klägerin insoweit nur gegen

diese Anspruch auf Vergütung°

Demgegenüber beruft sich die Klägerin auf eine mündliche
Vereinbarung mit der Krankenanstalt$ nach der sie dort
in der Zeit vom 15° Oktober bis 510 Dezember 1966 wegen
des Ausfalls festangestellter Hebammen ("Anstaltsheb—

ammen") freiberuflich Entbindungen vorgenommen hate

Ausgehend von dieser Vereinbarung hat das Sozialgericht
(SG) der Klage stattgegeben: Auch wenn die Krankenanstalt

die Sicherstellung der Hebammenhilfe vertraglich überw

nommen habe3 könne eine.solche Regelung nicht in den

..5„.
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gesetzlichen Anspruch eines unbeteiligten Dritten‚ nämlich

der Hebamme? eingreifen (Urteil vom 25° März.l968‚ in dem

die Berufung zugelassen ist)° \

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte mit Einverständnis der

Klägerin Sprungrevision eingelegt° Sie ist der Auffassung?

ein Anspruch aus 5 576 & RVG bestehe nur bei Vorliegen eines

Dienstvertrage3 zwischen der Wöchnerin und der Hebamme° Dies

ergebe sich aus Absatz 2 der genannten Vorschrift9 wonach die

Hebamme nicht berechtigt sei9 weitergehende Ansprüche an die

Wöchnerin zu stellen° Zwischen Frau B° und der Klägerin sei

kein Dienstvertrag zustandegekommen° Frau Bo habe sich näm—

lich in ein Krankenhaus begeben‚ das über den Dienstposten

einer Anstaltshebamme verfüge° Nach einem Vertrag? den die

Arbeitsgemeinschaft der RVG—Kassen für den südlichen Teil

des Regierungsbezirks Köln mit dem Zweckverband freier ge—
meinnütziger Krankenanstalten und Wohlfahrtseinrichtungen

in Bonn geschlossen habe, sei die Krankenanstalt verpflich»

tet? Hebammenhilfe durch die Anstaltshebamme zu gewähren°

Diese Leistung werde — wie auch im vorliegenden Fall ge—

schehen — mit dem "großen" Pflegesatz abgegolten„ Erfülle

die Krankenanstalt die genannte Verpflichtung im Einzelfall

mit Hilfe einer freipraktizierenden Hebamme9 so werde diese

nur als Erfüllungsgehilfin der Anstalt tätige Nicht aber

dürfe und wolle die Krankenanstalt in diesem Fall einen

Dienstvertrag zu Lasten der Wöchnerin vermittelno

Die Beklagte beantragt‚

das Urteil des SG Köln vom 25° März 1968

aufzuheben und die Klage abzuweiseno

Die Klägerin beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°
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Die Sprungrevision der beklagten Krankenkasse ist unbegründet°

Das SG hat sie mit Recht verurteilt‚ der Klägerin gemäß

5 576 a RVO i„V„m„ @@l Buchst° a (Pauschalsatz B: Anstaltsu
entbindung) und 5 Abs° 1 Buchst„ b (Wegepauschale) HebGVO
lOO‚50 DM für die Hilfe bei der Entbindung der Frau Bo zu

zahlen° *

Die Voraussetzungen? von denen der Gebührenanspruch der

Klägerin nach den genannten Bestimmungen abhängtv sind

erfüllte Insbesondere hat die Klägerin die Hilfe in freie

beruflicher Tätigkeit geleistet‚ wie es die Überschrift der

HebGVO ausdrücklich forderte Das SG hat unangefochten fest—

gestellt? daß sie zur Zeit der Hilfeleistung nicht in einem

Dienstverhältnis als ”Anstaltshebamme” — mit vertraglichem

Vergütungsanspruch gegen die Krankenanstalt — gestanden hat?

sondern in der Anstalt vereinbarungsgemäß freiberuflich

— d°h° unbeschadet des gesetzlichen Gebührenanspruchs _
tätig geworden istc- '

5 576 a RVO stellt nicht — wie die Beklagte meint — auch
eine ungeschriebene Voraussetzung des Inhalts auf? daß die
Hebamme im Einzelfall "an sich" einen durch Dienstvertrag

(55 611 ff des Bürgerlichen Gesetzbuches —BGB—)begründeten
Vergütungsanspruch gegen die Wöchnerin hat5 für dessen Er“
füllung die Krankenkasse gleichsam schuldbefreiend eintritt°

Ein solcher — fiktiver — Anspruch der Hebamme gegen die

Wöchnerin wird„ wenn nicht aus Dienstvertrag9 so doch nach
den Vorschriften über die Geschäftsführung ohne Auftrag

(55 677 ff BGB) ohnehin regelmäßig gegeben sein (vglq ins—
besondere 5 679 BGB i„V°m° % 5 Abso 1 des Hebammengesetzes

— HebG — vom 210 Dezember 19585 BGBl I 1895)o Wie der Senat
im übrigen bereits ausgesprochen hat3 begründet allein die

Tatsache‚ daß die Hebamme in einem Fall Hilfe geleistet hat„

_5.„
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in dem die Krankenkasse nach 5 195 a oder 5 205 a RVO aF
(jetzt 55 1957 196 oder 205 a EVO idF des Finanzänderungsge—

setzes vom 210 Dezember 1967,) BGBl I 1259) Wochen-(Mutter—
schafts«)hilfe zu gewähren hat9 kraft Gesetzes ihren Anspruch

gegen die Krankenkasse auf die Gebühren (BSG 103 260‚ 262}„

Ob und welche vertraglichen Beziehungen daneben zwischen Wöch—

nerin und Hebamme bestehen, ist nach der Fassung sowie nach

Sinn und Zweck des 5 576 a RVO‚ der — auf Anfordern stets zum

Einsatz verpflichteten (@ 2 Abso l HebG) — Hebamme eine feste,

nur an die Tatsache der Hilfeleistung gebundene Vergütung zu

sichern9 keine für diesen gesetzlichen Anspruch erhebliche Vor-

frage (vgl„ BGHZ 31‚ 24‚ 28 f und die dort angeführten Gesetzes«

materialien; BGH?Urteil vom 28° Februar 1961 —VII ZR 174/59 -„
KVRS 6800/6; LSG Rheinland—Pfalz, BKK 19619 558; Schumacher„ '

Hebammen und Krankenkassen> 60 Aufl„‚ So 16; aA LSG Niedersach»

sen? Breithaupt 1960, 125 lö)° Auch % 576 aAbs° 2 Satz 2 RVO9

wonach die Hebamme nicht berechtigt ist? weitergehende Ansprüche

an die Wöchnerin zu stellenö spricht insoweit nicht für die Auf—

fassung der Beklagten° Diese Vorschrift stellt lediglich klar‚
daß sich die Vergütung der Hebamme ausschließlich nach der gen
setilichen Gebührenregelung vollzieht; sie macht keine Aussage

über die Art des Rechtsgrundes3 der sonst für "weitergehende

Ansprüche" der Hebamme in Betracht käme‚ geschweige denn besagt

sie? daß der gesetzliche Anspruch auf die Hebammengebühren den

(wirksamen) Abschluß eines Dienstvertrages zwischen Wöchnerin

und Hebamme voraussetzto

Gemäß 5 376 a Abs„ 2 Satz 1 RVO richtet sich der Gebührenan—
spruch der Hebamme stets nur und unmittelbar gegen die Kran—

kenkasse° Diese ist nicht berechtigt‚ die ihr obliegende ge-
lsetzliche Zahlungspflicht auf andere Stellen zu übertragen°

Insbesondere kann das nicht im Wege einer Vereinbarung ge—
schehen9 die die Krankenanstalt verpflichtet„ die Hebammen-

hilfe auf eigene Rechnung gegen Zahlung des entsprechend er—
höhten ("großen") Pflegesatzes bereitszustelleno Eine solche

Vereinbarung vermag den Gebührenanspruch einer - an dem Ver—

tragswerk unbeteiligten — freiberuflich tätigen Hebammeschon
nach allgemeinen Grundsätzen nicht zu berühren„ Davon abgesehen
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.
behandelt die RVG den Gebührenanspruch der Hebamme gegen—
über der Krankenkasse als einen "für beide Teile ver»
bindlich" geregelten‚ doh° der rechtsgeschäftlichen

Disposition entzogenen Anspruch (5 576 a Abso l RVO)O

Um so weniger kann die Krankenkasse mit einem Dritten?

nämlich der Krankenanstalt‚ wirksame vertragliche Abu

reden über diesen Anspruch treffen (vgl° KG? Urteil

vom 9„ Juni 1952? DK 19523 1124; Erlaß des Reichsmini=-=

sters des Innern vom 270 Juli 1942 — IV d 900/@2 = 5720)°

Entgegen der Auffassung der Beklagten macht es dabei

keinen Unterschied? ob die Hebamme die Hilfeleistung?

zu der sie — gleich auf wessen Veranlassung « gesetz«

lich verpflichtet ist:.> in einer Krankenanstalt mit oder

ohne den Dienstposten einer Anstaltshebamme erbringto

Der Umstand allein5 daß Sie — wie hier die Klägerin „
anstelle einer zeitweilig verhinderten oder ausgew

schiedenen Anstaltshebamme hinzugezogen wird? nimmt ihrer

Tätigkeit nicht den freiberuflichen Charakter° Wenn sie

in solchen Fällen die Verrichtungen ausführt3 die regel«=

mäßig der Anstaltshebamme zufallen9 beruht das nur auf

faktischer Zwangsläufigkeit° Es ist deshalb zumindest
mißverständlich7 hier von einer "Vertretung" der An—
staltshebamme durch die freiberuflich tätige zu spree
chen; rechtliche Schlußfolgerungen — wie etwa die9'daß

der freiberuflich tätigen Hebamme jeweils vorübergehend

die Rechte und Pflichten einer Anstaltshebamme zum
wachsen — können aus dieser bildhaften Umschreibung

nicht abgeleitet werden (im Ergebnis ebenso SG Kassel„

‚ DHZ 1970‚ 60„ 61; SG Detmold? DHZ 19709 1989 199; von
der Bach? Das Krankenkassen—Gebührenrecht der Hebamme‚
2° Aufl„9 So 17 f; ders°3 DHZ 19663 187; aA LSG Nieder—

sachsen‚ aaO 80 14 f; Schumacher■ aaO? S° l8 f)o

In keinem erheblichen Zusammenhang mit dem Gebührenan—

spruch steht schließlich die Frage■ inwieweit sich die
Krankenanstalt der Hebamme als "Erfüllungsgehilfin" '

‚(5 278 BGB) bedienta um ihren Verpflichtungen (Gewähr—
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leistung der Hebammenhilfe) gegenüber Wöchnerin und Kranken—

kasse nachzukommen° Diese Frage hat nur haftungsrechtliche„

Bedeutung; sie wird akut‚ wenn es darum geht? ob die Kranken—

anstalt für ein schuldhaftes Verhalten der Hebamme? insbe—

sondere der Wöchnerin gegenüber? einzustehen hat° Eine solche

Haftung wäre im übrigen kein Indiz für rechtliche Sonderbe—

ziehungen — zoBo ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis —
zwischen Hebamme und Krankenanstalt (vgl„ BGHZ 50‚ 529 55;

Palandt9 Bürgerliches Gesetzbuch‚ 29° Aufl„‚ 5 278 Anmo 5)°

Da sich die Rechtsauffassung des SG hiernach als im Ergeb—

nis zutreffend erweist9 muß die Sprungrevision der Beklagten

zurückgewiesen werdenc

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—

gesetzes°
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